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«Parteienkonfl ikte sollten nicht 
überbewertet werden»
Christian Frommelt, Politologe und Direktor des Liechtenstein-Instituts, geht auf das Mandat der stellvertre-
tenden Abgeordneten Nadine Gstöhl ein. Er ist der Ansicht, dass der Landtag die Gesetzeslücke schliessen 
sollte. Eine Gefahr für die politische Stabilität des Landes sieht er in der abnehmenden Bindung zwischen 
Mandat und Partei jedoch nicht.  Interview: Heribert Beck

Die Meinungen zur Frage, ob 
Nadine Gstöhl ihr Mandat als 
stellvertretende Abgeordnete 
behalten kann oder nicht, ge-
hen auseinander. Wie ist Ihre 
Ansicht?
Christian Frommelt: Persönlich 
habe ich von Anfang an daran 
gezweifelt, ob ein Mandatsver-
lust von Nadine Gstöhl rechtens 
ist. Der Entzug eines Mandats ist 
eine gravierende Entscheidung. 
Dafür braucht es eine klare ge-
setzliche Grundlage. Die Rechts-
lage ist aber sehr komplex und 
der Gesetzeswortlaut nicht ein-
deutig. Im Zentrum steht die 
Frage, ob ein Austritt aus der 
Partei gleichzusetzen ist mit 
einem Austritt aus der Wähler-
gruppe, die den Wahlvorschlag 
zur Landtagswahl angemeldet 
hatte. Auf den ersten Blick er-
scheint der Begriff der Wähler-
gruppe antiquiert und deshalb 
mit dem modernen Begriff der 
Partei gleichzusetzen. Anderer-
seits ist es aber auch ein Fakt, 
dass es zwei unterschiedliche Be-
griffe sind, denen durchaus eine 
unterschiedliche Bedeutung zu-
gesprochen werden kann. Folg-
lich können sie nicht einfach 
deckungsgleich verwendet wer-
den. Für mich als Politikwissen-
schaftler geht es aber nicht nur 
um die Auslegung der gesetzli-
chen Bestimmungen. Es ist auch 
eine demokratiepolitische Fra-
ge. In dieser Hinsicht bin ich der 
Meinung, dass ein Mandatsent-
zug auch bei stellvertretenden 
Abgeordneten nicht möglich 
ist, insbesondere wenn man be-
denkt, dass die Rolle der stellver-
tretenden Abgeordneten immer 
stärker derjenigen der ordentli-
chen Abgeordneten angenähert 

worden ist. Die Stellvertreterin-
nen und Stellvertreter nehmen 
zwischenzeitlich zum Beispiel 
auch Einsitz in parlamentari-
sche Kommissionen und Dele-
gationen. 

Das Prozedere nach dem Par-
teiaustritt von Nadine Gstöhl 
war etwas verwirrend. Zu-
nächst hat das Landtagsprä-
sidium mitgeteilt, dass sie 
nicht an der Septembersit-
zung teilnehmen dürfe. Dann 
hiess es, dass es problematisch 
ist, wenn der Landtag seinen 
stellvertretenden Mitgliedern 
Mandate entziehen kann. Was 
sagen Sie dazu und wer wäre 
allenfalls in der Lage, ein sol-
ches Mandat zu entziehen?
In seiner Sitzung vom 1. Okto-
ber 2021 hat der Landtag mit 
21 von 25 möglichen Stimmen 
beschlossen, dass er in der Fra-
ge, ob ein stellvertretendes Mit-
glied sein Mandat infolge eines 
Parteiaustrittes behält oder 
nicht, nicht zuständig sei. Des-
halb sei der Landtag auch nicht 
legitimiert, darüber einen Ent-
scheid zu treffen. Die Abstim-
mung erfolgte auf Antrag von 
Thomas Rehak von den Demo-
kraten pro Liechtenstein, der 
DpL. Die Nichtzuständigkeit des 
Landtags wurde damit begrün-
det, dass Nadine Gstöhl durch 
eine Volkswahl als stellvertre-
tende Abgeordnete legitimiert 
sei und diese Legitimation nicht 
durch den Landtag aufgehoben 
werden könne. Auch wurde 
argumentiert, dass es 
sich um eine «echte 
Gesetzeslücke» 
handle. Von 
einer echten 

Gesetzeslücke spricht man, 
wenn der Gesetzgeber etwas 
zu regeln unterlassen hat, was 
er hätte regeln sollen. Eine sol-
che Lücke ist – für die bereits 
eingetretenen Fälle – vom Ge-
richt zu füllen, für die Zukunft 
vom Gesetzgeber. Die Freie Liste 
könnte nun – so wurde gesagt – 
an den Staatsgerichtshof gelan-
gen und damit eine juristische 
Klärung erwirken. Bislang hat 
die Freie Liste aber auf diesen 
Schritt verzichtet. Für mich ist 
das Argument der Nichtzustän-
digkeit des Landtages nicht ganz 
schlüssig. Der Landtag hätte 
nach meiner Meinung durchaus 
einen Beschluss fassen können. 

Schliesslich ist der Landtag für 
die Validierung der Wahl zu-
ständig. Hätte er den Beschluss 
gefasst, dass Nadine Gstöhl die 
beiden Abgeordneten der Freien 
Liste aus dem Oberland nicht 
mehr vertreten darf, hätte sie 
Beschwerde beim StGH einlegen 
können. Für die Zuständigkeit 
des Landtags spricht auch, dass 
der Landtag die für ihn gelten-
den Regelungen selber erlassen 
darf und selber Gesetze initiie-
ren kann. Einer Gesetzeslücke 
steht der Landtag also nicht 
machtlos gegenüber. 

Wie könnte eine gesetzliche 
Lösung aussehen, um dieses 
neu aufgetauchte Problem in 
Zukunft zu vermeiden?

Mit dieser Frage hat sich be-
reits eine Besondere Land-

tagskommission, kurz BLK, aus-
einandergesetzt. Anscheinend 
konnte man sich aber nicht 
zu einer mehrheitsfähigen 
und rechtlich klaren Lösung 
durchringen. Letztlich würde 
man wohl nicht darum herum-
kommen, klar zu sagen, wann 
man die politische Partei meint 
und wann andere Gruppierun-
gen gemeint sind. Wichtig wäre 
für mich auch, dass die Rolle der 
stellvertretenden Abgeordneten 
geklärt würde. Konkret geht es 
um die Frage, welche Kompe-
tenzen ein stellvertretendes 
Landtagsmitglied hat. Dies ist 
für mich weniger eine rechtli-
che als eine politische Frage. Die 
rechtliche Regelung sollte dann 
aber dem politischen Entscheid 
angepasst werden und die Pra-
xis einheitlich gehandhabt wer-
den. Zugleich ist es aber eine Il-
lusion, davon auszugehen, dass 
man für alle Eventualitäten im 
Voraus eine gesetzliche Lösung 
treffen kann. 

Nach der Septembersitzung 
des Landtags hiess es, dass dort 
gefasste Beschlüsse in Abwe-
senheit von Georg Kaufmann 
ohne Vertretung durch Nadine 
Gstöhl möglicherweise nicht 
gültig sind. Wie sehen Sie dies?
Diese Gefahr sehe ich nicht. Im 
Endeffekt würde dies ja bedeu-
ten, dass die Landtagssitzung 
hätte wiederholt werden müs-
sen. Im Landtag wurde dies-
bezüglich argumentiert, dass 
Nadine Gstöhl zwar durch das 
Landtagspräsidium mitgeteilt 
wurde, dass sie nicht an der 
Landtagssitzung teilnehmen 
dürfe. Ihre Nichtteilnahme er-
folgte dann aber offenbar aus 
freien Stücken. Es wäre wohl 
eine etwas andere Situation ge-
wesen, wenn Nadine Gstöhl mit 
Zwang von der Ausübung ihres 
Mandats abgehalten worden 
wäre. Da in der September-Land-
tagsitzung keine knappen Ent-
scheidungen erfolgten, sehe ich 
eigentlich keinen Grund, wel-
cher für eine Ungültigkeit der 
Beschlüsse spricht. 

Seit der Generalversammlung 
im August und einer Reihe 
von Parteiaustritten, auch von 
Mandataren, ist es ruhiger 

geworden um die Freie Liste. 
Denken Sie, dass der interne 
Frieden von Dauer ist?
Die Situation scheint sich tat-
sächlich beruhigt zu haben. Der 
Prozess der Reorganisation der 
Freien Liste ist aber noch nicht 
abgeschlossen, da die Partei bei-
spielsweise immer noch nach ei-
ner Co-Geschäftsstellenleitung 
sucht. So oder so bin ich aber 
zuversichtlich, dass der interne 
Frieden halten wird. Die Freie 
Liste ist eine Partei mit einem 
klaren Themenprofil und muss 
bei ihren Themen – zumindest 
im Moment – auch keine direk-
te Konkurrenz durch andere 
Parteien fürchten. Es sollte für 
die Partei also kein allzu gros-
ses Problem sein, die Sachpoli-
tik ins Zentrum zu rücken. Die 
Ausgangslage würde sich natür-
lich ändern, wenn ehemalige 
Mitglieder der Freien Liste eine 
neue Bewegung oder gar Partei 
gründen würden. 

Inwiefern wird die Partei die 
Konflikte bei künftigen Ge-
meinderats- und Landtags-
wahlen am Resultat zu spüren 
bekommen?
Die Nachwirkungen der partei-
internen Konflikte werden auf 
Gemeindeebene wohl stärker zu 
spüren sein als auf Landesebene. 
Dafür spricht, dass es bis zu den 
nächsten Gemeinderatswahlen 
nur mehr etwas mehr als ein 
Jahr dauert. Zugleich ist eine 
parteiunabhängige Kandidatur 
oder die Gründung einer neuen 
Bewegung auf Gemeindeebene 
einfacher als auf Landesebene. 
Mit Blick auf die nächsten Land-
tagswahlen wird für die Freie 
Liste die Einbindung der Jun-
gen Liste von grosser Bedeutung 
sein. Bereits im vergangenen 
Wahlkampf hatte die Junge Liste 
den Wahlkampf der Freien Liste 
mit neuen Elementen bereichert 
und damit sicherlich zum guten 
Abschneiden der Freien Liste bei 
der jungen Bevölkerung beige-
tragen. Inzwischen hat die Jun-
ge Liste einen eigenen Verein 
gegründet. Die gestärkte Unab-
hängigkeit der Jungen Liste sehe 
ich aber vor allem als Chance 
für die Freie Liste. So wäre eine 
Einbindung der Jungen Liste bei 
den nächsten Wahlen ein Signal 

für Vielfalt und Offenheit unter 
der neuen Parteiführung. 

Und inwieweit wird es für die 
Freie Liste schwieriger, Perso-
nen zu finden, die für sie kan-
didieren?
Das lässt sich derzeit nicht ab-
schätzen. Die Suche nach Kandi-
dierenden ist immer schwierig. 
Gerade bei jungen Menschen 
sehe ich aber noch ein grosses 
Potenzial. So waren der jüngste 
Kandidat und die jüngste Kandi-
datin bei den letzten Landtags-
wahlen 30 Jahre alt. Schaut man 
in die Schweiz, zählen gerade 
die Parteien im links-grünen 
Lager viele Kandidierende un-
ter 30 Jahren. Insgesamt traten 
fast 1500 Kandidierende unter 
30 Jahren zur letzten National-
ratswahl an, was 32 Prozent al-
ler Kandidierenden entspricht. 
Wenn man bedenkt, dass die 
Freie Liste bei den letzten Land-
tagswahlen bei der Gruppe der 
18- bis 24-Jährigen mehr als 20 
Prozent Stimmanteile holte, 
sehe ich hier schon noch ein 
gewisses Potenzial. Aber klar, 
durch die parteiinternen Kon-
flikte und die verschiedenen 
Parteiaustritte hat die Partei 
auch viel engagiertes Personal 
verloren. 

Mit der Freien Liste war nun in 
den vergangenen zehn Jahren 
jede derzeit bestehende Liech-
tensteiner Partei in irgendei-
ner Form von Austritten von 
Mandataren betroffen oder 
daran beteiligt. Woran liegt 
dieses relativ neue Phänomen 
in Liechtensteins Politik Ihres 
Erachtens?
Gerne würde ich meine Ant-
wort an konkreten Entwick-
lungen wie zum Beispiel den 
erodierenden Parteibindungen, 
geschwächten Parteihierarchi-
en, dem Bedeutungsgewinn des 
freien Mandats oder dem wach-
senden Pluralismus in Liech-
tenstein festmachen. Letztlich 
waren es aber wohl doch vor 
allem persönliche Auseinander-
setzungen, welche zur Eskalati-
on der Konflikte geführt haben 
bzw. den Verlauf der Konflikte 
bestimmten. Ich würde die Par-
teienkonflikte der vergangenen 
Jahre aber auch nicht überwer-

ten. Auseinandersetzungen ge-
hören zum politischen Prozess. 
Negativ zu bewerten sind solche 
Konflikte vor allem dann, wenn 
sie bei den Bürgerinnen und 
Bürgern zu Politikverdrossen-
heit führen. Dies lässt sich in 
Liechtenstein noch nicht fest-
stellen, wovon unter anderem 
die weiterhin hohe Wahl- und 
Stimmbeteiligung zeugt. Im Ge-
genteil: Die verschiedenen Kon-
flikte haben zu einer Intensivie-
rung des Parteienwettbewerbs 
geführt und damit einem grös-
seren politischen Angebot für 
die Wählerinnen und Wähler. 

Wie werten Sie die offenbar 
geringer werdende Bindung 
zwischen Mandataren und 
Parteien? Ist sie ein Zeichen ei-
ner gelebten demokratischen 
Auseinandersetzung oder eher 
eine Gefahr für die politische 
Stabilität des Landes?
In der Tat denke ich, dass das 
freie Mandat in den vergange-
nen Jahren an Bedeutung ge-
wonnen und damit die Bindung 
zwischen Mandataren und Par-
tei abgenommen hat. Das hat 
vielerlei Gründe. Der wichtigste 
ist nach meiner Meinung aber, 
dass die Wählerinnen und Wäh-
ler mehr darauf achten, wen sie 
wählen. Nicht umsonst nimmt 
der Anteil veränderter Wahlzet-
tel mit jeder Wahl zu. Eine Ge-
fahr für die politische Stabilität 
Liechtensteins sehe ich in dieser 
Entwicklung nicht. Das hat sich 
ja gerade bei den letzten Wahlen 
gezeigt, wo beide Grossparteien 
Mandate und Parteistimmen 
hinzugewinnen konnten. Mit 
20 von 25 Abgeordneten verfügt 
die Regierung nun über eine 
grosse Mehrheit im Landtag, 
weshalb es auch nicht gravie-
rend ist, wenn einmal der eine 
oder die andere Abgeordnete 
von der Fraktionsmeinung ab-
weicht. Insgesamt würde ich die 
politische Kultur Liechtensteins 
auch immer noch als Konsens-
politik bezeichnen. So gibt es 
nur wenige Themen, die stark 
polarisieren und über den par-
lamentarischen Prozess hinaus 
politisiert werden. 
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